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... . 
I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller— 
gnädigſt geruht, 

den kommiſſariſchen Direktor der Bau— 

gewerkſchule in Münſter i. W. Profeſſor 


Vonderlinn zum Baugewerkſchul— 
direktor 
zu ernennen, 
dem Fabrikbeſitzer Paul Charlier in 
Mülheim a. Rhein, dem Kaufmann 


Siegmund Pincus in Berlin, dem 
Bankier Albert Pinkuß ebendort, dem 
Kaufmann Wilhelm Rautenſtrauch in 
Trier und dem Kaufmann Otto Weber 
in Berlin den Charakter als Kom⸗ 
merzienrat 

zu verleihen. 


Es ſind ernannt worden: 
der Regierungsrat von Puttkamer in 


Köslin zum ſtellvertretenden Vorſitzen⸗ 


den des Schiedsgerichts für Arbeiter⸗ 
verſicherung Regierungsbezirk Köslin, 


der Regierungsaſſeſſor Freiherr von Borcke 


in Gumbinnen zum ſtellvertretenden 


Vorſitzenden des Schiedsgerichts für 
Arbeiterverſicherung Regierungsbezirk 
Gumbinnen, 

der Regierungsaſſeſſor Dr. Höpker in 
Stralſund zum Vorſitzenden und der 
Regierungsaſſeſſor Dr. Bergenthal 
daſelbſt zum ſtellvertretenden Vorſitzen⸗ 
den des Schiedsgerichts für Arbeiter 
verſicherung Regierungsbezirk Stralſund. 
Die Ernennung des Regierungsrats 
Schmidt in Stralſund zum ſtellver⸗ 
tretenden Vorſitzenden des dortigen 
Schiedsgerichts iſt widerrufen, der Re— 
gierungsrat Dr. von Gottſchall in 
Poſen zum Vorſitzenden des Schieds— 
gerichts für Arbeiterverſicherung Re⸗ 
gierungsbezirk Poſen und des Schieds- 
gerichts für die Arbeiterverſicherung im 
Eiſenbahndirektionsbezirke Poſen. 


Der Regierungs- und Gewerbeſchulrat 
Meyer in Magdeburg iſt zum 1. April d. J. 
an die Regierung in Potsdam in gleicher 
Eigenſchaft verſetzt worden. 


Dem Baugewerkſchuldirektor Jeßen find 
die Geſchäfte eines Regierungs- und Gewerbe 
ſchulrats für den Regierungsbezirk Magde⸗ 
burg auftragsweiſe übertragen worden. 


Dem Baugewertſchuldirektor Profeſſor 
Vonderlinn iſt die Leitung der Baugewerk— 
ſchule in Münſter i. W. übertragen worden. 


Zu Oberlehrern an Baugewerkſchulen ſind 
ernannt worden die Hilfslehrer Baacke in 
Barmen, Preuße in Buxtehude, Schüne⸗ 
mann in Cöln, Dolgner in Eckernförde, 


Riemaſch in Deutſch⸗Krone, Kuckuck und 
Dr. Hortig in Königsberg i. P., Saat 
mann in Nienburg und Scheld in Poſen. 


Zu etatsmäßigen Lehrern an keramiſchen 
Fachſchulen ſind ernannt worden der Lehrer 
Dr. Ernſt Büttner in Bunzlau und der 
Lehrer Dr. Eduard Berdel in Höhr. 


Fräulein Luiſe Raddünz iſt zur ordent 
lichen Gewerbeſchullehrerin an der ۰ 
und Gewerbeſchule für Mädchen in Rheydt 
ernannt worden. 
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III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Beitragsleiſtung zur Haudels- ۱۱۱۲ HuutowerfSTONHMEY. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Um den Unzuträglichkeiten entgegenzuwirken, 


Berlin W. 66, den 30. März 1907. 
welche aus der Heranziehung gewerb 


licher Betriebe zu den Koſten ſowohl der Handels- als auch der Handwerkskammern ent 


ſtehen, habe ich an die Aufſichtsbehörden der 


gerichtet, deſſen Beſtimmungen in gewiſſem 


geſetzlichen Vorſchriften auf dem Gebiete der Heranziehung ſolcher 


Handwerkskammern den 
Umfang eine gleichmäßige Handhabung der 


anliegenden Erlaß 


Betriebe zu einer der 


beſtehenden Intereſſenvertretungen gewährleiſten. 
Ich mache die Handelskammer darauf aufmerkſam, daß die Judikatur des Ober- 


verwaltungsgerichts, 


kammerbeiträgen von weſentlicher Bedeutung ſein wird, 
Jahre Grundſätze aufgeſtellt hat, welche eine 


als ausgeſchloſſen erſcheinen laſſen, 


welche hiernach in Zukunft für die Heranziehung zu den Handwerks- 


in den Erkenntniſſen der letzten 


Doppelbeſteuerung in allen denjenigen Fällen 
in denen bisher Handwerksbetriebe auf Grund ihrer 


Eintragung in das Handelsregiſter als handelskammerpflichtig angeſehen worden ſind. Das 


Oberverwaltungsgericht hat in dem im 


Miniſterialblatte der Handels und Gewerbe 


verwaltung 1906 S. 292 abgedruckten Erkenntuis ausgeführt, daß ein Großhandwerker, 
auch wenn ſein Unternehmen nach Art und Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe ein⸗ 


gerichteten Geſchäftsbetrieb erfordere, nicht aufhöre, 


Handwerker zu ſein, und daß er in 


dieſem Falle die nach $ 3 des Handelskammergeſetzes zur Beitragspflicht für die Handels 
kammer erforderliche Eigenſchaft als Kaufmann nicht beſitze. 

Dieſe Grundſätze des Oberverwaltungsgerichts werden auch die Handelskammern bei 
der Feſtſtellung der Beiträge gemäß § 27 und bei der Beſchlußfaſſung über erhobene Ein— 


ſprüche gemäß § 29 zu berückſichtigen haben. 


Indem ich hierzu die Handelskammer ver— 


anlaſſe, erſcheint es mir ferner erwünſcht, daß die Handelskammer bei der Heranziehung 
ſolcher Betriebe, in denen Handel und Handwerk verbunden ſind, in jedem Einzelfall eine 


ſorgfältige Prüfung der Beitragspflicht eintreten läßt. 0 
o ineinander übergehen, daß eine Sonderung der Betriebe nicht 


ob Handel und Handwerk | 


Es wird hier zu unterſcheiden ſein, 


vorgenommen werden kann, oder ob beide, wenn auch in derſelben Betriebsſtätte, ſo doch 


ſelbſtändig nebeneinander betrieben werden. 

Im erſteren Falle wird 
werks (Entſch. d. ۰ 
kammerpflicht zu unterliegen. 


nebeneinander ausgeübt, ſo iſt eine Doppelbeſteuerung ſchon jetzt ausgeſchloſſen, 


vielfach der Handel lediglich zur Unterſtützung des Hand— 
i. St. S. Bd. 21 S. 211) dienen, „der 
Werden indes Handel und Handwerk als ſelbſtändige Betriebe 


ohne ſeinerſeits der Handels- 


da die 


Handwerksorganiſationen nur den Handwerks⸗ „betrieb“, die Handelsorganiſationen nur den 


Handels⸗„betrieb“ heranziehen dürfen ($ 
Handelskammergeſ.). 
IV 1919. — IIa 1170. — III 2432. 


An die Handelskammern. 


100s Abſ. 3 رصق‎ § 26 Abſ. 1 Satz 3 des 


Delbrück. 
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2. Handelsverkehr. 


Betr. Handelsſachverſtändige der Konſulate. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 23. März 1907. 

Der Handelsſachverſtändige beim Kaiſerlichen Generalkonſulat in Conftantinopel Jung 
wird während ſeines Aufenthalts in Deutſchland von Anfang April bis Mitte Mai d. Is. 
für einige Zeit im Auswärtigen Amte Intereſſenten zur Erteilung von Auskünften über 
die einſchlägigen Handelsverhältniſſe zur Verfügung ſtehen. 


Im Auftrage. 
IIb 2667. von der Hagen. 


An die Handelsvertretungen. 


— 


Betr. Wareneinfuhr in Spanien. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 26. März 1907. 

Auf Grund des ſpaniſchen Geſetzes über das gewerbliche Eigentum vom 16. Mai 1902 
(Blatt für Patent⸗, Mufter- und Zeichenweſen S. 259) und des ſpaniſchen Zolltarifs, 
12. Beſtimmung, unter F (Handelsarchiv 1906 I S. 1299) ſind neuerdings deutſche Meſſer⸗ 
ſchmiedewaren, die fälſchlich mit dem Namen eines ſpaniſchen Ortes (Toledo) bezeichnet 
waren, bei der Einfuhr nach Spanien von den ſpaniſchen Zollbehörden beſchlagnahmt worden. 
Dieſe Vorgänge haben auch in der ſpauiſchen Fachpreſſe Erörterung gefunden und zu leb— 
haften Angriffen gegen derartige Geſchäftsſitten Anlaß gegeben. 

Nach ٩ 124ff. des Geſetzes vom 16. Mai 1902 iſt es verboten, ſich des Namens 
eines Herſtellungsorts behufs Bezeichnung eines Natur- oder gewerblichen Erzeugniſſes zu 
bedienen, wenn letzteres von einem anderen Orte herrührt. Der Name eines Herſtellungs 
orts gehört nach ſpaniſchem Rechte gemeinſam allen Produzenten, die daſelbſt ihre Nieder- 
laſſung haben. Eine Ausnahme findet dann ſtatt, wenn der geographiſche Name in der 
Handelsſprache zur freien Sortenbezeichnung geworden iſt. Dieſe Ausnahme bezieht ſich 
jedoch nicht auf Wein. Waren, die eine falſche Urſprungsbezeichnung tragen, unterliegen 
nach den Vorſchriften des Zolltarifs der Beſchlagnahme bei den ſpaniſchen Zollbehörden. 

Ich erſuche die Handelsvertretungen, die beteiligten Kreiſe auf dieſe Beſtimmungen 
aufmerkſam zu machen. 

Im Auftrage. 
Ib 2381. Luſensky. 


An die amtlichen Handelsvertretungen. 


Betr. Handel mit elektriſchen Maſchinen uſw. in der aſiatiſchen Türkei. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 5. April 1907. 

Das „Conſtantinopeler Handelsblatt“ hat in ſeiner Nr. 9 vom 27. Februar d. J. 
die Meldung gebracht, daß in der aſiatiſchen Türkei die Zollſätze für elektriſche Maſchinen, 
Bedarfsartikel und Apparate herabgeſetzt worden ſeien und infolgedeſſen der Import in 
dieſen Artikeln erheblich zugenommen habe. Die großen europäiſchen Geſchäfts⸗ und Waren⸗ 
häuſer, ſowie zahlreiche Privathäuſer ſollen beabſichtigen, die elektriſche Beleuchtung bei {ich 
einzuführen, was den in Betracht kommenden deutſchen Fabrikanten günſtige Gelegenheit 
zur Anbahnung von Handelsverbindungen biete. 


, Nach den an zuſtändiger Stelle eingezogenen Erkundigungen entſpricht dieſe Meldung 
nicht den Tatſachen. 


Im Auftrage. 
IIb 2938. 


von der Hagen. 


An die amtlichen Handelsvertretungen. 
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3. Schiffahrtsangelegenheiten. 


Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 


Dem Schiffer auf Küſtenfahrt Georg Hollander in Blankeneſe iſt durch den Spruch 
des Seeamts in Hamburg vom 7. März d. 33. die Befugnis zur Ausübung des Schiffer⸗ 
gewerbes entzogen worden. 


Betr. Küſtenkarten von Nord⸗ und Süd Carolina. 

Neuerdings hat {ih die Unzulänglichkeit der Seekarte Nr. 11 — Maßſtab 400 000 1 
Kap Hatteras bis Kap Romain — herausgeſtellt, inſofern darauf die Lotungen innerhalb 
der Einfahrt nach Georgetown (Süd⸗Caroliua) verzeichnet ſind, aber nicht die Lotungen 
innerhalb der Einfahrt in den Cape Fear Fluß (Nord-Carolina). 

Den Schiffsführern iſt zu empfehlen, im Bedarfsfalle die vom amerikaniſchen Küſten— 
vermeſſungsamt herausgegebene Karte Nr. 424 — Maßſtab 4000 „ worauf die Ein⸗ 
fahrt in den Cape Fear Fluß und ausführliche Lotungen für verſchiedene Stellen dieſes 
Fluſſes verzeichnet ſind, in Verbindung mit den Küſtenkarten Nr. 149 und 150 Maßßſtab 


1 
OTE UL benutzen. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 


Betr. Geſchüftsbetrieb der Geſindevermieter und Stellenvermittler. 
Der Miniſter des Innern. 
Berlin, den 27. März 1907. 

Im Anſchluß an den Runderlaß des Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe vom 
5. März d. Is. (SM Bl. S. 55), betreffend die neuen Vorſchriften für den Geſchäftsbetrieb 
der Geſindevermieter und Stellenvermittler (mit Ausſchluß der Theateragenten), beſtimme 
ich hierdurch folgendes: 

1. Vom 1. Juli 1907 ab ſind neue Geſindedienſtbücher nach dem durch die Inſtruktion 
des Miniſters des Innern vom 26. Februar 1872 (M. Bl. d. i. V. S. 79) vorgeſchriebenen 
Formular mit der durch Ziffer 7 Abſ. 2 der neuen Vorſchriften bedingten Abänderung an— 
zulegen, daß zwiſchen den Spalten 6 und 7 des bisherigen Muſters eine neue Spalte mit 
der Überſchrift 

„Vor⸗ und Zuname und Geſchäftslokal des Geſindevermieters. Datum des Vertrags- 
abſchluſſes“ 
eingeſchaltet wird, die jedesmal im Anſchluß an das Vermittelungsgeſchäft, falls ein 
ſolches ſtattgefunden hat, von dem Geſindevermieter auszufüllen iſt. 

Die vor dem 1. Juli 1907 ausgefertigten Geſindedienſtbücher dürfen weiter benutzt 
werden. In dieſen Büchern finden die im vorſtehenden angeordneten Eintragungen der 
Geſindevermieter in Spalte 7 Platz. 

2. Den neuen Geſindedienſtbüchern iſt der auf der Rückſeite des Muſters C zu dem 
„Ausweiſe“ abgedruckte Auszug aus den Vorſchriften des Herrn Miniſters für Handel und 
Gewerbe vom 5. März 1907 vorzudrucken. 

3. Die Ortspolizeibehörden haben ſich bei der Anmeldung der Dienſtboten neben 
dem Geſindebuche jedesmal den von dem Geſindevermieter gemäß Ziffer 15 der Vorſchriften 
vom 5. März 1907 ausgeſtellten „Ausweis“ vorlegen zu laſſen. 


II b 1298. In Vertretung. 
(gez.) v. Biſchoffshauſen. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 
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2. Dampfkeſſelweſen. 


Veränderungen der Reviſiousberechtigungen der Zugenienre von Dampfkeſſelüberwachungsvereiuen. 


۳ i 1 Mit der Aug der 
Den nachgenannten Vereinsingenieuren find [Stellvertretung] Vereins- 


Bezeichnung 


"1 Er erteilt worden die Berechtigungen a fund tätigteit find. 

ER ۱ beauftragt: ſausgeſchieden: 

er I. Grades. II. Grades. III. Grades. IV. Grades. Ingenieur | Ingenieur 
Aachen. 1 Fauſt Fordan - Möller — 
Mona Kock — Talbot — — — 
Bernburg — — — Leuſchel — 
Bres lag — — Dantine — — — 

Holſtei 
Coblenz . — | ler = „a en 
aio. — — — Goliaſch oii, — 
Düſſeldorf . Koch — — — Beyer | Hermann 
fen — Kuhlmann — — — — 
Frankfurt a. M. — Grunwald Schwarze — چ‎ — 
Frankfurt a. O. — — = — — Mayus 
M. Gladbach. — — — Rhenius — — 
Halberſtadt . — سس‎ = Zimmer⸗ Zimmer⸗ — 
mann mann 
Halle a. S. — — — — Sonne⸗ — 
mann 

Hannover. . . Hobeſtadt Serin, N — — Zimmer⸗ 
1 * 1 a 
Kattowitz - - — — — Horſt 
Königsberg. — — — Ehrhardt 
Magdeburg .. Berge — — — 
MM Ce Ebert Witzmann Fü En «Er 
Rahrort Zemtke — — — Hänſel 
Siegen . — ; Stuber ت‎ — — 
Riten m er Kreß - — 


3. Organiſation des Handwerks. 


Betr. Meiſter⸗ und Geſellentitel. 
Berlin W. 66, den 23. März 1907. 


Den Wünfchen des Innungsverbands wegen Auweiſung der Standesbeamten 
zur Beachtung der Vorſchriften über die Führung des Meiſtertitels iſt bereits durch 
umſeren Runderlaß vom 10. Auguſt 1905 (HMBl. S. 257) ausreichend Rechnung 
getragen. 

Die des weiteren erbetene Anweiſung an die Anmeldungsbehörden zu erlaſſen, ſehe 
ich, der mitunterzeichnete Miniſter für Handel und Gewerbe, mich nicht in der Lage, da 
die Prüfung der Berechtigung zur Führung des Meiſtertitels bei Gelegenheit der Anmeldung 
des Gewerbebetriebs, zumal dabei häufig auch die Prüfung der Berechtigung aus Art. 8 
des Geſetzes vom 26. Juli 1897 (RGBl. S. 663) in Frage käme, das Anmeldungsgeſchäft 
in einer Weiſe erſchweren würde, die in keinem Verhältnis zu dem etwa zu erreichenden 
Erfolge ſtünde. Es wird vielmehr den beteiligten Streifen überlaſſen bleiben müſſen, vor⸗ 
kommende Fälle der unberechtigten Führung des Meiſtertitels zur Anzeige bei den Behörden 
zu bringen. 
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Was ſchließlich die vorgeſchlagenen Maßnahmen zum Schutze des Geſelleutitels be 
trifft, jo kann dieſem Antrage, wie ſchon in dem Erlaſſe vom 3. September 1902 ۰ 
S. 347) des näheren ausgeführt iſt, mangels eines geſetzlichen Schutzes des Geſellentitels 
nicht entſprochen werden. 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. In Vertretung. 
gez. von Biſchoffshauſen. gez. Dr. Richter. 


IV 1742/III 2243 M. f. H. — IIb 1382 M. d. I 
An den Innungsverband uſw. 


Betr. Zugehörigkeit eines Betriebs zur Handwerks- oder Handelskammer. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 80. März 1907. 

Um den vielfachen Klagen über die Doppelbeſteuerung gewerblicher Betriebe durch die 
Handelskammern einerſeits und die Organiſationen des Handwerks anderſeits nach Mög 
lichkeit abzuhelfen, beſtimme ich hiermit, daß Betriebe, die durch rechtskräftige Entſcheidung 
der Verwaltungsgerichte als Fabriken für handelskammerpflichtig erklärt worden ſind und 
bei denen ſeit Erlaß des Urteils Veränderungen in den Betriebsverhältniſſen nicht ſtatt 
gefunden haben, von der Heranziehung zu den Organiſationen des Handwerks in dem 
hiergegen gerichteten Beſchwerdeverfahren freizuſtellen ſind. Damit den Handwerkskammern 
jedoch Gelegenheit gegeben wird, bei dem Verwaltungsſtreitverfahren mitzuwirken und auch 
Rechtsmittel gegen die dabei ergehenden Entſcheidungen einzulegen, iſt in allen Fällen der 
vorbezeichneten Art, in denen die Handelskammerpflicht mit der Behauptung angefochten 
wird, daß der ſtreitige Betrieb der Handwerkskammer unterſtehe, auf eine Beiladung der 
Handwerkskammer durch die Verwaltungsgerichte gemäß § 70 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes hinzuwirken. 

So lange über die Zugehörigkeit eines Betriebs zur Handelskammer ein Verwaltungs⸗ 
ftreitverfahren ſchwebt, wird es ſich empfehlen, die Eutſcheidung über eine gegen die Heran⸗ 
ziehung desſelben Betriebs zu den Organiſationen des Handwerks etwa erhobene Beſchwerbe 
einſtweilen auszuſetzen. 

5 6.125 Abdruck eines in der gleichen Angelegenheit von mir an die Handelskammern ge— 
richteten Erlaſſes füge ich zur Kenntnisnahme bei. 


IV 1919. — IIa 1170. — III 2432. Delbrüd. 
An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Betr. Beſchäftignug von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in Werkſtätten der 
Tabakinduſtrie. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 28. März 1907. 
Anläßlich der Veröffentlichung 
a) der Kaiſerlichen Verordnung, betreffend die Ausdehnung der §§ 135 
bis 139b der Gewerbeordnung auf Werkſtätten der Tabakinduſtrie, 
vom 21. Februar 1907 (RGBl. S. 65), ۱ 
b) der Bekanntmachung, betreffend die Aus führungsbeſtimmungen des 
Bundesrats über die Beſchäftigung von jugendlichen Arbeitern und 
von Arbeiterinnen in Werkſtätten mit Motorbetrieb, vom 27. Februar 
1907 (RG Vl. S. 66), 
c) der Bekanntmachung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb 
der zur Anfertigung von Zigarren beſtimmten Anlagen, vom 
17. Februar 1907 (RGBl. S. 34) 
mache ich auf folgendes aufmerkſam: 
I. Bei der Ausarbeitung der erſten Vorſchriften über die Einrichtung und den Betrieb 
der zur Anfertigung von Zigarren beſtimmten Anlagen vom 9. Mai 1888 (NG Bl. 
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S. 172) iſt von der Auffaſſung ausgegangen, daß mit Rückſicht auf den Sprachgebrauch alle, 
auch die kleinſten gewerblichen Anlagen, in denen Zigarren hergeſtellt werden, als Fabriken im 
Sinne der Gewerbeordnung anzuſehen ſeien. Es iſt daher angenommen, daß dieſe Anlagen auch 
inſoweit als Fabriken zu behandeln ſeien, als es ſich um die Anwendung der nur für Fabriken 
geltenden Vorſchriften in den SS 135 bis 139 b der Gewerbeordnung über die Beſchäftigung 
von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern und die Gewerbeaufſicht handele. Dieſe Auf 
faſſung hat jedoch neuerdings mehrfach Widerſpruch und namentlich auch bei den Gerichten 
nicht überall Anerkennung gefunden. Um die Anwendung der §§ 135 bis 139b der ۲۰ 
auch auf die kleineren Anlagen zur Herſtellung von Zigarren ſicherzuſtellen, ſind die 
Beſtimmungen der §§ 135 bis 139 b deshalb durch die unter a erwähnte Kaiſerliche Ver 
ordnung auf Grund des § 154 Abſ. 4 der GewO. auf alle Werkſtätten ausgedehnt worden, 
in denen Zigarren hergeſtellt oder ſortiert werden. Zugleich ſind jene Beſtimmungen auch 
auf Werkſtätten ausgedehnt worden, in denen Verrichtungen zur Herſtellung von Zigaretten, 
Rauch-, Kau- oder Schnupftabak vorgenommen oder fertige Tabakwaren dieſer Art ſortiert 
werden. Bei allen ſolchen Anlagen ſoll es keinen Unterſchied machen, ob es ſich um Werk, 
ſtätten mit Motorbetrieb oder um andere Werkſtätten handelt. Infolgedeſſen ſind durch 
die unter b aufgeführte Bekanntmachung des Bundesrats die den Werkſtätten mit Motor— 
betrieb ſonſt gewährten Ausnahmen von den Beſtinunungen der 8٩ 135 ff. der GewO. für 
die Werkſtätten der Tabakinduſtrie aufgehoben worden. Die §§ 135 bis 139 b der Gewd. 
ſind daher in Zukunft ohne Einſchränkung auf alle Fabriken und Werkſtätten anzuwenden, 
in denen Zigarren, Zigaretten, Rauch-, Kau- oder Schuupftabak hergeſtellt oder fertige 
Tabakwaren ſortiert werden, mögen die Anlagen groß oder klein ſein, mögen ſie mit oder 
ohne Motor betrieben werden. Ausgenommen bleiben nur ſolche Anlagen, in denen über— 
haupt keine gewerblichen Arbeiter oder ausſchließlich zur Familie des Arbeitgebers gehörige 
Perſonen beſchäftigt werden. 

II. Die unter e aufgeführte Bekanntmachung tritt am 1. Mai d. J. an die Stelle 
der gleichartigen Bekanntmachungen vom 8. Juli 1893 MODI. S. 218) und 9. April 1905 
(RG Bl. S. 236). Sie beſchränkt ihr Anwendungsgebiet, ebenſo wie die früheren Bekannt— 
machungen, auf die Anlagen zur Aufertigung von Zigarren, unterſcheidet ſich aber von 
den bisherigen Beſtimmungen hauptſächlich in folgenden Punkten. 

1. Die Beſtimmungen find nicht mehr zum Teil auf Grund des § 139a, ſondern 
ausſchließlich auf Grund des § 120 e der GewO. erlaſſen. Sie finden daher ſämtlich nicht 
nur auf die fabrikartigen, ſondern auch auf alle kleineren Anlagen der Zigarreninduſtrie 
Anwendung. 

2. In den § 2 find Beſtimmungen über die Benutzung von Lager oder Trocken— 
räumen und über die Beſchaffenheit der Zugänge von dieſen Räumen zu benachbarten 
Wohn und dergleichen Räumen neu aufgenommen worden 

3. Im § 3 Ziffer 4 find neue Vorſchriften über die Fenſter der Arbeitsräume vor 
geſehen, um die Zuführung guter Luft in höherem Grade als bisher ſicherzuſtellen. 

4. Im § 3 Ziffer 5 iſt der den einzelnen Arbeitern zu gewähreude Mindeſtluftraum 
von 7 cbm auf 10 cbm erhöht, gleichzeitig jedoch im § 12 Satz 2 den bereits im Betriebe 
ſtehenden Anlagen eine mehrjährige Übergangsfriſt für die Umgeſtaltung ihrer Räume ge: 
währt worden. Daneben iſt der höheren Verwaltungsbehörde die Befugnis belaſſen, beim 
Vorhaudenſein zweckmäßiger Einrichtungen zur Herbeiführung eines ausreichenden Luft 
wechſels die an die Größe des Luftraums geſtellte Forderung für einzelne Anlagen herab 
zumindern, jedoch ſollen hierbei für jede beſchäftigte Perſon mindeſtens je 7 ebm Luftraum 
verbleiben ) 8 Abi. 1). 2 ۱ ۱ 

5. Im § 4 iſt unter Ziffer 1 eine Vorschrift aufgenommen, ‚welche das Miſchen von 
Tabak in anderem als in angefeuchtetem Zuſtand in den Arbeitsräumen verbietet. Ander⸗ 
ſeits hat es ſich als erforderlich herausgeſtellt, für kleinere Betriebe Erleichterungen hin⸗ 
ſichtlich der Vorſchriften über das Lagern von Tabak, Halbfabrikaten und Zigarren und 
über das Trocknen von Tabak zuzulaſſen ($ 4 Ziffer 1 Abſ. 2 Satz 3; 8 8 Abt. 3). 

6. Die im $ 4 unter Ziffer 3 Abſ. 1, Ziffer 4, 5 enthaltenen neuen Beſtimmungen 
über die Reinigung der Arbeitsräume und ihre Einrichtung, die Aufſtellung von Spuck 
näpfen und die Anbringung von Waſcheinrichtungen ſind den Vorſchriften der Bekannt 
machung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb der Buchdruckereien und Schrift- 
gießereien, vom 31. Juli 1897 (RG Bl. S. 614) nachgebildet. ۱ < 

7. Von einzelnen Seiten war vorgeſchlagen worden, die Anbringung beſonderer Ein- 
richtungen zur Herbeiführung eines ausreichenden Luftwechſels in den Arbeitsräumen vor⸗ 
zuſchreiben und über die Inſtandhaltung und Reinigung der Decken und Wände die unter 
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1, 4 Abſ. 2 der erwähnten Bekanntmachung vom 31. Juli 1897 vorgeſehenen Beſtimmungen 
zu treffen. Mit Rückſicht auf die Verſchiedenheit der in Betracht kommenden Anlagen iſt 
jedoch von allgemeinen Vorſchriften dieſes Inhalts abgeſehen und ſtatt deſſen den zu⸗ 
ſtändigen Behörden das Recht vorbehalten worden, auf Grund der §§ 120d, 120e der 
GewO. die nötig bleibenden Anordnungen zu treffen (§ 9 Ziffer 1, 2). Auch Maß 
nahmen, die etwa im Intereſſe der Sittlichkeit, über die Einrichtung der Arbeitstiſche 
oder die zur Vermeidung von Staubbeläſtigung bei der Verwendung von Maſchinen 
erforderlich erſcheinen, ſollen in gleicher Weiſe angeordnet werden (§ 9 Ziffer 3, 4). 

8. Im § 10 wird endlich den Arbeitgebern die Verpflichtung auferlegt, durch die 
Arbeitsordnungen oder ſonſtige verbindliche Beſtimmungen den Arbeitern das Ausſpucken 
auf den Fußboden, das Bearbeiten der Zigarren mit dem Munde und das Befeuchten der 
Zigarrenmeſſer mit dem Speichel zu unterſagen. 

Ich erſuche Sie, dafür Sorge zu tragen, daß die neuen Beſtimmungen den Polizei⸗ 
behörden und den beteiligten Gewerbetreibenden rechtzeitig bekannt werden. In Gegenden, 
wo die Tabakinduſtrie verbreitet iſt, wird es ſich insbeſondere empfehlen, die Tageszeitungen 
zu einem vollſtändigen Abdrucke der unter e erwähnten Bekanntmachung zu veranlaſſen. 
Außerdem wird es Aufgabe der Gewerbeaufſichtsbeamten fein, alle von den neuen Be 
ſtimmungen betroffenen Unternehmer tunlichſt bald auf ihre veränderten Verpflichtungen 
aufmerkſam zu machen. 

In Vertretung. 
IIT 2262. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Betr. Verbeſſerung der Wohunugsverhältuiſſe. 
Berlin W. 66, den 30. März 1907. 

In dem Runderlaſſe vom 19. März 1901, betreffend die Verbeſſerung der Wohnungs 
verhältniſſe (HM Bl. S. 12), it unter Ziffer 4 eine zweckmäßige Bodenpolitik der Gemeinden 
empfohlen und dabei insbeſondere darauf hingewieſen, daß die von den Gemeinden er- 
worbenen Grundſtücke in der Regel dauernd in deren Eigentume zu erhalten ſein werden. 
Die Frage, in welcher Weiſe dieſe Grundſtücke für die Bebauung nutzbar gemacht werden 
ſollen, iſt durch den Erlaß der näheren Erwägung der Gemeinden überlaſſen. Über 
dieſe Frage hat auf der im November v. J. zu Düſſeldorf abgehaltenen VIII. General⸗ 
verfanmfung des Rheiniſchen Vereins zur Förderung des Arbeiterwohnungsweſens⸗ 
der Beigeordnete Dr. Wiedfeldt-Efien ein ausführliches Referat („Die Verwertung 
des kommunalen Grundbeſitzes“) erſtattet, das die verſchiedenen in den deutſchen Städten 
zu dem angegebenen Zweck eingeſchlagenen Wege darſtellt und kritiſch beleuchtet. 

Unter Beifügung der erforderlichen Anzahl von Abdrücke“) erſuchen wir Sie, je einen 
Abdruck des Referats den Magiſtraten der Städte und den Vorſtänden der Landgemeinden 
mit 10 000 oder mehr Einwohnern ſowie den Landräten Ihres Bezirks mitzuteilen. Ein 
Abdruck für den dortigen Gebrauch liegt gleichfalls bei. 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. In Vertretung. 
v. Biſchoffshauſen. Dr. Richter. 


IIb 2197 M. f. H. — IIb 1541 M. d. J 
An die Herren Regierungspräſidenten. 


) Das Referat ijt hier nicht zum Abdruck gelangt. 


— — ۰۰ — — 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Grundſütze für hauswirtſchaftliche Ausbildung der ſchulentlaſſenen weiblichen Jugend. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 2. April 1907. 
Nachdem durch eine zwiſchen dem Herrn Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts und 
Medizinal⸗Angelegenheiten und mir getroffene Vereinbarung die hauswirtſchaftliche Aus⸗ 
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bildung der geſamten ſchulentlaſſenen weiblichen Jugend in meine Verwaltung übergegangen 
iſt, beabſichtige ich für dieſen Unterricht an den Haushaltungs-, Fortbildungs⸗ und Fads 
ſchulen allgemeine Grundſätze aufzuſtellen. 

N Ich erſuche Sie daher, mir hierfür nach Anhörung der Vorſtände der größeren Haus- 
haltungsſchulen Ihres Bezirks und ſolcher Perſönlichkeiten, die auf dem Gebiete des haus⸗ 
wirtſchaftlichen Unterrichts beſondere Erfahrungen beſitzen, geeignete Vorſchläge zu machen. 
Dabei kann der beiliegende, für die Haushaltungskurſe an den Königlichen Handels- und 
Gewerbeſchulen für Mädchen in Poſen, Potsdam und Rheydt und an den Haushaltungs- 
und Gewerbeſchulen für Mädchen in Einbeck, Eupen, Falkenburg, Gneſen und Thorn ein- 
geführte Lehrplan, der ſich in der Hauptſache bewährt zu haben ſcheint, als Anhalt dienen. 

Ihrem Berichte ſehe ich zum 1. Juni d. J. entgegen. 
Im Auftrage. 
IV 3259. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Anlage. 
Lehrſtoff für den Haushaltungskurſus. 
In dieſem Kurſus werden ſchulentlaſſene Mädchen in den zur Führung eines guten 
Hausweſens erforderlichen Fertigkeiten und Kenntuiſſen unterwieſen. 
Der Lehrſtoff erſtreckt ſich auf: 
1. Kochen, einſchließlich Kinder- und Krankenkoſt, Backen, Einmachen, Nahrungs⸗ 
mittellehre; 
2. Unterweiſung in den Hausarbeiten, Haushaltungskunde, Führung von Wirt: 
ſchaftsbüchern; 
Waſchen, Rollen, Plätten; 
praktiſche Handarbeiten (Nähen, Flicken, Stopfen, Ausbeſſern ſchadhafter Wäſche— 
und Kleidungsſtücke, einfaches Weißſticken uſw.); 
Maſchinenähen; N 
Geſundheitslehre, Kinder- und Krankenpflege; 
7. Deutſch, Rechnen, Zeichnen, Geſang, Turnen. 
Der Kurſus dauert ein Jahr mit wöchentlich 30 Unterrichtsſtunden, die nach den 
örtlichen Verhältniſſen, jedoch nicht auf den Sonntag und nicht vor 7 Uhr morgens und 
nicht nach 8 Uhr abends anzuſetzen ſind. 


„ mn 


2. Fachſchulen. 
Betr. Einrichtung des Tiefbanunterrichts. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 5. April 1907. 

In der Sitzung der baugewerblichen Fachabteilung des ſtändigen Beirats für das 
gewerbliche Unterrichtsweſen vom 18. Juni 1906 find die Vorſchläge des Landesgewerbe⸗ 
amts über die künftige Einrichtung des Tiefbauunterrichts an den preußiſchen Baugewerk⸗ 
ſchulen mehrfach bemängelt worden. Infolgedeſſen habe ich damals zugeſagt, vor end- 
gültiger Feſtſetzung des Lehrplans nochmals die Frage des Tiefbauunterrichts nach allen 
Seiten hin eingehend prüfen zu laſſen. Dies iſt inzwiſchen geſchehen. 

Das Ergebnis der Prüfung, das ſich in der Hauptſache mit den Vorſchlägen des 
Landesgewerbeamts deckt, iſt in der beiliegenden Denkſchrift niedergelegt, die der Direktor 
der Königlichen Tiefbauſchule in Rendsburg nach Benehmen mit Vertretern der ver- 
ſchiedenen beteiligten Tiefbauverwaltungen und mit privaten Tiefbauunternehmern aus: 
gearbeitet hat. ۱ ۱ ۲ 

Ich beehre mich, die Denkſchrift mit der Bitte zu überſenden, mir gefälligft bis zum 
1. Juni d. J. mitteilen zu wollen, ob und welche Bedenken Sie gegen die darin ent- 
haltenen Vorſchläge noch zu erheben haben. 


IV 3428. (gez.) Delbrück. 


An die Herren Mitglieder der baugewerblichen Fachabteilung des ſtändigen Beirats für 
das gewerbliche Unterrichts weſen. 


Anlage 


(6 
e. 
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Betr. Verwaltung der Bibliotheken, Sammlungen uſw. an den Maſchiuenbanſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. N ۱ 
Berlin W.66, den 5. April 1907. 


Mit dem Beginne des Etatsjahrs 1907 treten für die Gewährung von Ver⸗ 
gütungen für die Verwaltung der Bibliotheken, Sammlungen und der Laboratoriums- und 
Werkſtättenvorräte an den Maſchinenbauſchulen und verwandten Fachſchulen für Metall: 
induſtrie folgende Beſtimmungen in Kraft. 

1. Vergütungen ſind in der Regel nur noch für die Verwaltung der Bibliotheken 
zu gewähren. Die hiermit betrauten Lehrer haben für die Vergütungen, die 
je nach der Größe der Anſtalt auf 100 bis 150 A. jährlich zu bemeſſen find, 
zu beſtimmten Stunden in der Woche zur Ausgabe und Rücknahme von Büchern 
in der Bibliothek anweſend zu ſein. 

2. Für die Verwaltung der verſchiedenen techniſchen und naturwiſſenſchaftlichen 
Sammlungen ſind künftig Vergütungen ebenſowenig wie für die Verwaltung 
der Laboratorien- und Werkſtättenvorräte zu bewilligen. Die größeren maſchinen⸗ 
techniſchen Sammlungen können in Sondergebiete aufgeteilt und verſchiedenen 
Lehrern zur Verwaltung übertragen werden, ſo daß auf den einzelnen Lehrer 
keine große Arbeitslaſt entfällt. Von den Lehrern darf ſoviel Intereſſe für den 
Unterricht erwartet werden, daß ſie die zur Inſtandhaltung der Sammlungen 
nötige Arbeit auch ohne Entſchädigung übernehmen. Es iſt auch anzunehmen, 
daß da, wo zwei Lehrer an einem und demſelben Gebiete beteiligt ſind, einer 
von ihnen freiwillig bereit ſein wird, die Verwaltung der betreffenden Samm— 
lung zu übernehmen, wie dies auch vor der Einführung von Vergütungen der 
Fall geweſen iſt. Die Schreibarbeit, z. B. die Führung der Inventarienver— 
zeichniffe, kann unter Umſtänden anderen, jüngeren Lehrern übertragen werden. 

3. Sofern an einzelnen Schulen den Leitern der Maſchinenlaboratorien eine erheb⸗ 
lichere Arbeit erwächſt, kann ihnen eine Vergütung nach Maßgabe der verfüg—⸗ 
baren Mittel gewährt werden. : 

4. Die Bewilligung von Vergütungen für die Verwaltung der Bibliothek oder des 
Maſchinenlaboratoriums erfolgt auf Antrag des Direktors der betreffenden 
Schule durch den Regierungspräſidenten. 

5. Über die geſchehene Verteilung der in den Schuletats für die Verwaltung der 
Bibliotheken und Sammlungen bereit geſtellten Mittel iſt mir Anzeige zu er⸗ 
ſtatten, die ſpäter bei etwaigen Anderungen in der Verwendung der Beträge 
zu erneuern iſt. 

Von dieſer Neuregelung ſind die Fachſchulen in Iſerlohn und Siegen bis auf 

weiteres ausgenommen. 

Hiernach wollen Sie für die Anſtalten Ihres Bezirks alsbald das Weitere ver— 
aulaſſen. 

IV 2037. Delbrüd. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Reorgauiſation der Bangewerkſchulen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 8. April 1907. 

Mit der Reorganiſation der Baugewerkſchulen wird wahrſcheinlich im Herbſt 1908 
in der Weiſe begonnen werden, daß zunächſt ſtatt der vierten Klaſſen nach dem alten Lehr⸗ 
plane fünfte Klaſſen nach dem neuen Lehrplan eingerichtet werden; die dritten, zweiten und 
erſten Klaſſen werden noch nach dem gegenwärtigen Lehrplane fortgeführt. 

Ich erſuche Sie, mir bis zum 15. Mai d. Js. durch Vermittelung des zuſtändigen 


Herrn Regierungspräſidenten unter Benutzung des beiligenden Muſters zu berichten, welches 


Lehrperſonal an Architekten, Ingenieuren und Elementarlehrern für die dortige Anſtalt 
im Winterhalbjahr 1908/09 erforderlich ſein wird. Dabei iſt für jeden Lehrer eine Pflicht⸗ 
ſtundenzahl von 26 Unterrichtsſtunden anzunehmen. Dem Lehrplane für die fünfte Klaſſe 
iſt einweilen die in der Denkſchrift des Landesgewerbeamts über die Notwendigkeit einiger 
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Anderungen im Betriebe der Baugewerkſchulen vorgeſehene Stundenverteilung — HMBl. 
1906 S. 338 — zugrunde zu legen. 
Auf die pünktliche Innehaltung der für die Berichterſtattung geſtellten Friſt lege 


ich beſonderes Gewicht. 
Im Auftrage. 


Dr. Neuhaus. 

An die Herren Direktoren der Königlichen Baugewerkſchulen in Königsberg i. Pr., Deutſch— 
Krone, Frankfurt a. O., Stettin, Poſen, Breslau, Görlitz, Kattowitz, Magdeburg, 
Erfurt, Eckernförde, Nienburg a. W., Hildesheim, Buxtehude, Münſter i. W., Höxter, 
Caſſel, Idſtein, Barmen, Cöln und Aachen und an den Herrn Direktor der König— 
lichen Tiefbauſchule in Rendsburg. 


Abdruck überſende ich Ihnen mit dem Erſuchen, ſich bei Vorlegung des Berichts über 
die Vorſchläge des Direktors gutachtlich zu äußern. 
Im Auftrage. 
IV 3518. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Muſter. 
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Vorausſichtliche Klaſſenzahl im Winterhalbjahr Wöchent Erforderliches 
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Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 


Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 


Martin Wörmbcke, Dezernent. im Hamburgiſchen Armenweſen. Die Freiwillige 
Invalidenverſicherung auf Grund des Reichsgeſetzes vom 13. Juli 1899 und ihre bedeutenden 
Leiſtungen bei längerer Krankheit, dauernder Erwerbsunfähigkeit und im Alter. 1 DES: 


Verlag Martin Wörmbcke in Dockenhuden. 


Statiſtit des Deutſchen Reichs. Band 170. Die Krankenverſicherung im Jahre 
1903. Bearbeitet im Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt. Berlin. Verlag von Puttkammer 


& Mühlbrecht. 1907. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Bern ۰ 
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